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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 19 MONTAG, DEN 28. MAI 2001

Tag I n h a l t Seite

§ 1

Das Gesetz über den Bebauungsplan Schnelsen 19 / Eidel-
stedt 44 vom 23. Dezember 1971 (HmbGVBl. 1972 S. 1), zuletzt
geändert am 4. November 1997 (HmbGVBl. S. 494, 503), wird
wie folgt geändert:

1. Die beigefügte „Anlage zur Verordnung zur Änderung
des Gesetzes über den Bebauungsplan Schnelsen 19 / Eidel-
stedt 44“ wird dem Gesetz hinzugefügt.

2. In § 2 wird folgende Nummer 7 angefügt:

„7. Für den in der Anlage schraffiert dargestellten Bereich
zwischen den Straßen Vörn Brook und Graf-Johann-
Weg gilt:

7.1 Auf der mit „A“ bezeichneten Fläche wird die Aus-
weisung „Fläche für Stellplätze“ aufgehoben. Auf
dieser Fläche ist ein eingeschossiges Gebäude für
eine „Erweiterte Hausbetreuer-Loge mit Gemein-
schaftseinrichtungen für die Wohnanlage“ mit einer
Grundfläche bis 200 m² als Höchstmaß zulässig.

7.2 Auf der mit „B“ bezeichneten Fläche wird eine Grund-
flächenzahl von 0,3 als Höchstmaß festgesetzt.

7.3 Maßgebend ist die Baunutzungsverordnung vom
23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133 ), zuletzt geändert am
22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479)“.
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Verordnung

zur Änderung des Gesetzes

über den Bebauungsplan Schnelsen 19 / Eidelstedt 44

Vom 8. Mai 2001

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I S. 137) in
Verbindung mit § 3 Absätze 1 und 3 des Bauleitplanfest-
stellungsgesetzes in der Fassung vom 30. November 1999
(HmbGVBl. S. 271) sowie § 1 Absatz 2 der Weiterüber-
tragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl.
S. 134) wird verordnet:
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§ 2

Die Begründung der Änderung des Bebauungsplans wird
beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann
niedergelegt.

§ 3

Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Die Begründung der Planänderung kann auch beim örtlich
zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-

anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten der Änderung des
Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich zustän-
digen Bezirksamt geltend gemacht worden sind; der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll,
ist darzulegen.

§ 1

Die Höhe der Regelsätze der laufenden Leistungen zum
Lebensunterhalt (§ 22 Absatz 1 BSHG) wird wie folgt fest-
gesetzt:

Alleinstehende und Haushaltsvorstände  . . . . . . . . . 287 Euro

Haushaltsangehörige:
– bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres  . . . . . . . 144 Euro

– bis zur Vollendung des 7. Lebensjahres beim
Zusammenleben mit einer Person, die allein für
die Pflege und Erziehung des Kindes sorgt  . . . . 158 Euro

– vom Beginn des 8. bis zur Vollendung des
14. Lebensjahres  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 187 Euro

– vom Beginn des 15. bis zur Vollendung des
18. Lebensjahres  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 258 Euro

– vom Beginn des 19. Lebensjahres an  . . . . . . . . . 230 Euro

§ 2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2001 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Verordnung zur Festsetzung der Regelsätze nach
§ 22 Absatz 1 des Bundessozialhilfegesetzes vom 16. Mai 2000
(HmbGVBl. S. 95) außer Kraft.

(2) § 1 gilt bis zum 31. Dezember 2001 mit der Maßgabe,
dass an die Stelle der Beträge von 287 Euro, 144 Euro,
158 Euro, 187 Euro, 258 Euro und 230 Euro die Beträge von
561 DM, 281 DM, 309 DM, 365 DM, 505 DM und 449 DM
treten.

Hamburg, den 8. Mai 2001.

Das Bezirksamt Eimsbüttel

Verordnung

zur Festsetzung der Regelsätze nach § 22 Absatz 1 des Bundessozialhilfegesetzes

Vom 15. Mai 2001

Auf Grund von § 22 Absatz 2 Satz 1 des Bundessozialhilfe-
gesetzes (BSHG) in der Fassung vom 23. März 1994 (BGBl. I
S. 647, 2975), zuletzt geändert am 21. Dezember 2000 (BGBl. I
S. 1983, 2007), wird verordnet:

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 15. Mai 2001.
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Billwerder 23 für den Geltungs-
bereich beiderseits der Bundesautobahn (BAB) A 1 und nord-
östlich der Bahnanlagen (Bezirk Bergedorf, Ortsteil 611) wird
festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Westgrenze des Flurstücks 3315, über die Flurstücke 3315,
3314, 3315, 3317, 3319, 3321, 1063, 1081 und 1102, Nordost-
grenze des Flurstücks 1082, Südostgrenze des Flurstücks 1082,
über die Flurstücke 2015 (BAB A 1), 2018, 2017, 1121, 1984,
1142, 1159, 1156, 1185, 1200, 1218, 1202, 1231, 1202, 1186,
1159, 1142, 1984, 1143 und 2018, Südwestgrenze des Flur-
stücks 2018, über das Flurstück 2015 (BAB A l), Südwestgrenze
des Flurstücks 1083, über die Flurstücke 1083, 1082, 1102,
1081, 1063, 3321, 3319, 3317 und 3315 der Gemarkung Bill-
werder.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen
Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind:

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

Verordnung

zur Verlängerung der Übergangsfrist für die Festsetzung der Vergütung

nach dem Berufsvormündervergütungsgesetz

Vom 15. Mai 2001

Auf Grund von § 1 Absatz 3 des Berufsvormünderver-
gütungsgesetzes vom 25. Juni 1998 (BGBl. I S. 1580), geändert
am 27. Juni 2000 (BGBl. I S. 897, 907), wird verordnet:

Einziger Paragraph

Die in § 1 Absatz 3 Satz 1 des Berufsvormündervergütungs-
gesetzes bestimmte Frist wird bis zum Ablauf des 31. Dezem-
ber 2002 verlängert.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 15. Mai 20001.

Verordnung

über den Bebauungsplan Billwerder 23

Vom 15. Mai 2001

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I S. 137) in
Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplan-
feststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. November 1999
(HmbGVBl. S. 271) sowie § 6 Absätze 4 und 5 des Hambur-
gischen Naturschutzgesetzes vom 2. Juli 1981 (HmbGVBI.
S. 167), zuletzt geändert am 2. Mai 2001 (HmbGVBI. S. 75),
wird verordnet:
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b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Für die Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweck-
bestimmung „Justizvollzugsanstalt“ gilt:

1.1 Auf der mit „(A)“ bezeichneten Fläche sind nur gewerb-
liche Nutzungen, die der Justizvollzugsanstalt dienen,
zulässig.

1.2 Auf der mit „,(a)“ bezeichneten Fläche sind nur Freizeit-
und Sportanlagen ohne Anrechnung auf die festgesetzte
Grundfläche zulässig.

1.3 Für Nebenanlagen, Stellplätze, Zufahrten und Zuwegun-
gen können mit Ausnahme der mit „(a)“ bezeichneten
Fläche Überschreitungen der festgesetzten Grundflächen
für den mit „(A)“ bezeichneten Bereich um 21 000 m2 sowie
für den mit „(B)“ bezeichneten Bereich um 3 000 m2 zuge-
lassen werden.

1.4 Auf der mit „(B)“ bezeichneten Fläche ist für die Aufent-
haltsräume ein ausreichender Schallschutz durch bauliche
Maßnahmen an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und
Dächern der Gebäude zu schaffen. Für die Haftzellen ist
der Einbau von Schallschutzfenstern und einer schall-
schutzwirksamen Zwangsbelüftung vorzusehen.

1.5 Die Bebauung an den Nordwest- und Südwest-Seiten ist in
geschlossener Bauweise auszuführen.

1.6 Eine Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhe bis
8 m über Geländeoberfläche auf der mit „(A)“ bezeichne-
ten Fläche und bis 9 m über Geländeoberfläche auf der mit
„(B)“ bezeichneten Fläche kann zugelassen werden, wenn
ausreichend bauliche und technische Vorkehrungen zum
Schutz vor elektromagnetischer Strahlung und damit
möglicherweise auftretenden Berührungsspannungen vor-
gesehen werden.

2. Zum Schutz vor elektromagnetischer Strahlung sind bau-
liche und technische Maßnahmen für den Umgang mit

explosionsfähigen Stoffen und den Einsatz elektrischer
und elektronischer Geräte zu prüfen.

3. Von der festgesetzten Geländeoberfläche können gering-
fügige Abweichungen zugelassen werden.

4. Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträu-
chern sind im Abstand von 15 m bis 20 m großkronige
Bäume zu pflanzen.

5. Auf ebenerdigen Stellplatzanlagen ist für je vier Stellplätze
ein großkroniger Baum zu pflanzen.

6. Für festgesetzte Baum- und Strauchpflanzungen sind
standortgerechte, einheimische Laubgehölze zu verwen-
den. Für die festgesetzten Bäume, Baumreihen und Sträu-
cher sind bei Abgang Ersatzpflanzungen so vorzunehmen,
dass der Charakter und Umfang der Gehölzpflanzung
erhalten bleiben. Großkronige Bäume müssen einen
Stammumfang von mindestens 16 cm, in 1 m Höhe über
dem Erdboden gemessen, aufweisen.

7. Im Kronenbereich der zu pflanzenden Bäume ist eine
offene Vegetationsfläche von mindestens 12 m2 je Baum
anzulegen und zu begrünen. Außerhalb von öffentlichen
Straßenverkehrsflächen sind Geländeaufhöhungen oder
Abgrabungen im Kronenbereich dieser Bäume unzulässig.

8. Auf der Fläche für den Gemeinbedarf sind die Dach-
flächen mit einem mindestens 8 cm starken durchwurzel-
baren Substrataufbau zu versehen und extensiv zu be-
grünen.

9. Auf der Fläche für den Gemeinbedarf sind Stellplätze,
Freilager und Fahrwege in wasser- und luftundurchlässi-
gem Aufbau, sowie Gehwege in wasser- und luftdurchlässi-
gem Aufbau herzustellen.

10. Das anfallende Niederschlagswasser ist über Gräben oder
Mulden in das vorgesehene Entwässerungssystem einzu-
leiten.

11. Für Ausgleichsmaßnahmen werden der Fläche für den
Gemeinbedarf die Flurstücke 737, 736, 3479, 3763, 3760,
3762, 3770, 3767, 3768, 3774, 2605, 2606, 3773 ganz und
Teile der Flurstücke 3481, 740, 3765, 3946, 3771, 3766,
4066, 574, 840, 3480, 3875 und 4065 der Gemarkung
Neuengamme (Bezirk Bergedorf, Ortsteil 606) zugeordnet.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 15. Mai 2001.
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Barmbek-Nord 30 für den
Geltungsbereich zwischen Steilshooper Straße – Hellbrook-
straße – Tieloh – Bramfelder Straße – Wachtelstraße (Bezirk
Hamburg-Nord, Ortsteil 426) wird festgestellt. 

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt. 

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden. 

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

3. Unbeachtlich sind 

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und 

b) Mängel der Abwägung, 

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften: 

1. In dem nach § 172 des Baugesetzbuchs als „Erhaltungs-
bereich“ bezeichneten Gebiet bedürfen zur Erhaltung der
städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf Grund seiner
städtebaulichen Gestalt der Rückbau, die Änderung, die

Nutzungsänderung oder die Errichtung baulicher Anlagen
einer Genehmigung, und zwar auch dann, wenn nach
der Baufreistellungsverordnung vom 5. Januar 1988
(HmbGVBl. S. 1), zuletzt geändert am 21. Januar 1997
(HmbGVBl. S. 10, 11), in der jeweils geltenden Fassung
eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die Genehmi-
gung zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungs-
änderung darf nur versagt werden, wenn die bauliche
Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen bau-
lichen Anlagen das Ortsbild oder die Stadtgestalt prägt
oder sonst von städtebaulicher, insbesondere geschicht-
licher oder künstlerischer Bedeutung ist. Die Genehmi-
gung zur Errichtung der baulichen Anlage darf nur dann
versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt des
Gebiets durch die beabsichtigte bauliche Anlage beein-
trächtigt wird.

2. Im allgemeinen Wohngebiet auf dem Flurstück 5872 sind
in dem eingeschossigen Gebäude nur Anlagen für soziale
Zwecke zulässig.

3. In den Wohngebieten sind die Wohn- und Schlafräume
und in den Mischgebieten die Aufenthaltsräume durch
geeignete Grundrissgestaltung an den lärmabgewandten
Gebäudeseiten anzuordnen. Soweit die Anordnung der in
Satz 1 genannten Räume an den lärmabgewandten Gebäu-
deseiten nicht möglich ist, muss für diese Räume ein aus-
reichender Lärmschutz durch bauliche Maßnahmen an
Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der
Gebäude geschaffen werden.

4. In den Mischgebieten werden Gartenbaubetriebe und
Tankstellen ausgeschlossen. In den Teilen des Misch-
gebiets, die überwiegend durch gewerbliche Nutzungen
geprägt sind, sind Vergnügungsstätten nach § 6 Absatz 2
Nummer 8 der Baunutzungsverordnung in der Fassung
vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am
22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479), unzulässig. In den
übrigen Teilen des Mischgebiets werden Ausnahmen für
Vergnügungsstätten nach § 6 Absatz 3 der Baunutzungs-
verordnung ausgeschlossen.

5. In den Wohn- und Mischgebieten sind Stellplätze nur in
Tiefgaragen zulässig. 

6. Im Gewerbegebiet sind gewerbliche Freizeiteinrichtungen
(wie Squash- und Tennishallen, Bowling-Bahnen) sowie
luftbelastende und geruchsbelästigende Betriebe unzu-

Verordnung

über den Bebauungsplan Barmbek-Nord 30 

Vom 15. Mai 2001

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 27. August 1997
(BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I S. 137) in Verbindung mit § 3
Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes
in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271),
§ 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgischen Naturschutzgesetzes
vom 2. Juli 1981 (HmbGVBl. S. 167), zuletzt geändert am
10. April 2001 (HmbGVBl. S. 52), § 81 Absatz 1 Nummer 6 der
Hamburgischen Bauordnung vom 1. Juli 1986 (HmbGVBl.
S. 183), zuletzt geändert am 20. Februar 2001 (HmbGVBl.
S. 27, 31), sowie § 1 Absatz 2, § 2 Satz 1 Nummer 2, § 3 Absatz 2
und § 4 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni
2000 (HmbGVBl. S. 134) wird verordnet: 



Montag, den 28. Mai 2001116 HmbGVBl. Nr. 19

lässig. Ausnahmen für Vergnügungsstätten sind unzu-
lässig.

7. Das festgesetzte Gehrecht auf dem Flurstück 5872 umfasst
die Befugnis der Freien und Hansestadt Hamburg, einen
allgemein zugänglichen Weg anzulegen und zu unter-
halten. 

8. Die festgesetzten Fahrrechte auf den Flurstücken 5872
und 5896 umfassen die Befugnis der Freien und Hanse-
stadt Hamburg, eine Zu- und Abfahrt von den Straßen
Steilshooper Straße und Bramfelder Straße zum Spielplatz
auf dem Flurstück 5871 anzulegen und zu unterhalten. 

9. Für die Erschließung des Gewerbegebiets können noch
weitere örtliche Verkehrsflächen erforderlich werden. Ihre
genaue Lage bestimmt sich nach der beabsichtigten
Bebauung. Sie werden nach § 125 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs hergestellt. 

10. Für die zu erhaltenden Bäume sind bei Abgang Ersatz-
pflanzungen vorzunehmen. Außerhalb von öffentlichen
Straßenverkehrsflächen sind Geländeaufhöhungen oder
Abgrabungen im Kronenbereich dieser Bäume unzulässig.

11. In den Baugebieten ist für je 150 m² der nicht überbau-
baren Grundstücksflächen ein kleinkroniger oder für je
300 m² ein großkroniger Baum zu pflanzen. Im Bereich des
Ausschlusses von Nebenanlagen, Stellplätzen und Garagen
entlang der Bramfelder Straße ist alle 15 m ein großkroni-
ger Baum zu pflanzen. 

12. Die nicht überbauten Flächen auf Tiefgaragen sind mit
einem mindestens 50 cm starken durchwurzelbaren Sub-
strataufbau zu versehen und zu begrünen.

13. Auf Stellplatzanlagen ist für je 4 Stellplätze ein großkroni-
ger Baum zu pflanzen.

14. Für festgesetzte An- und Ersatzpflanzungen sind standort-
gerechte einheimische Laubgehölze zu verwenden. Groß-
kronige Bäume müssen einen Stammumfang von mindes-
tens 18 cm, kleinkronige Bäume einen Stammumfang von
mindestens 14 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden
gemessen, aufweisen. Im Kronenbereich dieser Bäume ist
eine offene Vegetationsfläche von mindestens 12 m² mit
mindestens 1 m durchwurzelbarer Bodentiefe anzulegen. 

15. In den Wohn- und Mischgebieten sind die Fahr- und Geh-
wege in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzu-
stellen.

16. Im Gewerbegebiet sind fensterlose Fassaden sowie Außen-
wände von Gebäuden, deren Fensterabstand mehr als 5 m
beträgt, mit Schling- und Kletterpflanzen zu begrünen; je
2 m Wandlänge ist mindestens eine Pflanze zu verwenden. 

17. Die Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern
sind dicht mit Gehölzen zu bepflanzen.

18. Im allgemeinen Wohngebiet auf Flurstück 5872, im
Gewerbegebiet an der Bramfelder Straße auf Flurstück
1416 sowie auf den mit „(a)“ bezeichneten Flächen in den
Misch- und Gewerbegebieten sind Flachdächer und
flachgeneigte Dächer mit einer Neigung von weniger als
15 Grad von bis zu zweigeschossigen Gebäuden und
Gebäudeteilen mit einem mindestens 5 cm starken durch-
wurzelbaren Substrataufbau zu versehen und extensiv zu
begrünen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 15. Mai 2001.

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Niendorf 84 für den Geltungs-
bereich westlich Tibarg, südlich Paul-Sorge-Straße, östlich
Niendorfer Kirchenweg (Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 318) wird
festgestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:

West- und Nordgrenze des Flurstücks 3415, West- und Nord-
grenze des Flurstücks 3421, Nordgrenze der Flurstücke 10359
und 10369, Nord-, Ost- und Südgrenze des Flurstücks 10370,
Ost- und Südgrenze des Flurstücks 3418, über das Flur-
stück 3415, Südgrenze des Flurstücks 3415 der Gemarkung
Niendorf.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
daß er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von 

sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. In dem nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bau-
gesetzbuchs als „Erhaltungsbereich“ bezeichneten Gebiet
bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des
Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der Rück-
bau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die Errich-
tung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und zwar auch
dann, wenn nach der Baufreistellungsverordnung vom
5. Januar 1988 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seite 1), zuletzt geändert am 21. Januar 1997 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seiten 10, 11), eine
Genehmigung nicht erforderlich ist. Die Genehmigung
zum Rückbau, zur Änderung und zur Nutzungsänderung
darf nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein
oder im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen
das Ortsbild oder die Stadtgestalt prägt oder sonst von
städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher oder künst-
lerischer Bedeutung ist. Die Genehmigung zur Errichtung
der baulichen Anlage darf nur versagt werden, wenn die
städtebauliche Gestalt des Gebiets durch die beabsichtigte
bauliche Anlage beeinträchtigt wird.

2. Im dreigeschossigen allgemeinen Wohngebiet sind Läden
unzulässig.

3. Im dreigeschossigen allgemeinen Wohngebiet können
Überschreitungen der Baugrenzen durch Balkone, Erker
und Loggien bis zu einer Tiefe von 2 m zugelassen werden.

4. Im dreigeschossigen allgemeinen Wohngebiet sind Stell-
plätze nur in Tiefgaragen zulässig. Die auf der Tiefgarage
gärtnerisch anzulegende Fläche ist mit einem mindestens
50 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu ver-
sehen und zu begrünen.

5. Das festgesetzte Gehrecht umfasst die Befugnis der Freien
und Hansestadt Hamburg, einen allgemein zugänglichen
Weg anzulegen und zu unterhalten. Geringfügige Ab-

Verordnung

über den Bebauungsplan Niendorf 84

Vom 17. Mai 2001

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 27. August 1997
(Bundesgesetzblatt 1997 I Seite 2142, 1998 I Seite 137) in Ver-
bindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfest-
stellungsgesetzes in der Fassung vom 30. November 1999
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 271), § 6
Absätze 4 und 5 des Hamburgischen Naturschutzgesetzes vom
2. Juli 1981 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 167), zuletzt geändert am 10. April 2001 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 52), sowie § 1 Absatz 2, § 2
Satz 1 Nummer 2 und § 3 Absatz 2 der Weiterübertragungs-
verordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 134) wird verordnet:
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weichungen von dem festgesetzten Gehrecht können
zugelassen werden. 

6. Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind
standortgerechte einheimische Laubgehölze zu verwenden.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 17. Mai 2001.

Das Bezirksamt Eimsbüttel.
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